
magazin

28

!

AKP 4/2011

Kommunalverwaltungen

Zu weiß und zu deutsch!
Die Bevölkerung in Deutschland wird zunehmend vielfältiger. Etwa 15
Millionen Menschen haben hierzulande direkt oder indirekt Migrations-
erfahrung. Viel zu selten spiegelt sich diese Vielfalt bei den Beschäftig-
ten in den Kommunalverwaltungen wider.

Tessa Kazmeier

Eine Abfrage in den zwölf Großstädten
Berlin, München, Bremen, Köln, Frank-
furt am Main, Stuttgart, Dortmund, Es-
sen, Düsseldorf, Hannover, Nürnberg und
Hamburg sollte genauere Daten über die
Beschäftigtensituation1 bringen. Es zeigte
sich, dass ausländische Beschäftigte
• nicht gemäß ihrem Bevölkerungsanteil

vertreten sind. Die Zahlen variieren bei
den Kommunen zwischen zwei und
14%.

• überproportional in denjenigen Eigen-
betrieben arbeiten, in denen es sich
häufig um körperliche Tätigkeiten ohne
Aufstiegschancen handelt.

• tendenziell Frauen sind. Köln, Hanno-
ver, Nürnberg und Hamburg haben den
Anteil nach Geschlecht ausgewiesen:
dort arbeiten mehr Frauen als Männer.

Kommunen erheben bereits den Anteil
der „Azubis“ mit Migrationshintergrund.
In den abgefragten Städten lag er im
Schnitt bei 20%, Spitzenreiter war Bre-
men mit 36% im Jahr 2010.

Ursachenforschung
Die Gründe für den zu niedrigen Anteil
von Beschäftigten und Auszubildenden
mit Migrationshintergrund in Kommu-
nalverwaltungen sind auf mehreren Ebe-
nen zu suchen. Die Chancenungleichheit
im Bildungssystem spielt eine dominie-
rende Rolle. Noch immer verlassen über-
durchschnittlich viele Jugendliche mit
Migrationshintergrund die Schule ohne
Abschluss, und noch immer besuchen sie
seltener Realschulen oder Gymnasien.
Dies allein vermindert den BewerberIn-
nenpool. Ein weiterer Faktor ist der ver-
gleichsweise geringe Informiertheitsgrad
über die Kommune als potenziellen Ar-

beitgeber. Nicht selten wird der Öffentli-
che Dienst aufgrund schlechter Erfahrun-
gen, etwa im Einwohneramt, nicht in Be-
tracht gezogen. Zu fragen ist auch, inwie-
weit SchülerInnen mit Migrationshinter-
grund bei Berufsberatungen über diesen
Weg informiert und ermutigt werden.

Win-Win-Situation
Die verstärkte Beschäftigung von Mitar-
beiterInnen mit Migrationshintergrund ist
ein wichtiger Teilbereich der kommuna-
len Integrationspolitik. Erstens gehören
Verwaltungen zu den größten Arbeitge-
bern in den Kommunen. Sie tragen da-
mit in ihrer Doppelfunktion als Arbeit-
geber sowie als Gebietskörperschaft eine
besondere Verantwortung, die Grundsät-
ze einer gleichberechtigten Teilhabe und
Chancengleichheit in einer pluralen Ge-
sellschaft zu verwirklichen. Zweitens
müssen sich Kommunen mit den Folgen
des demografischen Wandels auseinan-
dersetzen.

Die Beschäftigung von Menschen mit
Migrationshintergrund in den Kommu-
nalverwaltungen entsprechend ihrem
Anteil an der Bevölkerung ist eine Win-
Win-Situation: Auf der einen Seite pro-
fitieren die MigrantInnen2, da ihnen eine
berufliche Perspektive ermöglicht wird.
Auf der anderen Seite profitieren die
Kommunen, da sie sich durch eine hete-
rogen zusammengesetzte Belegschaft
besser auf die Anliegen und Anforderun-
gen der verschiedenen KundInnen ein-
stellen können.

Was können die Kommunen nun tun?
Aufgrund der Finanzprobleme der meis-
ten Kommunen werden kaum neue Stel-
len geschaffen. Umso wichtiger ist es da-
her, einen Fokus auf die Nachwuchskräf-

te zu legen. Berlin geht hier mit einem
guten Beispiel voran.

 „Berlin braucht dich!“
Die Kampagne will den Übergang zwi-
schen Schule und Beruf effektiver gestal-
ten, um mehr Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund als Auszubildende im
Öffentlichen Dienst zu gewinnen. Auch
in Berlin war der Anteil dieser Gruppe
niedrig. 2005 lag der Ausländeranteil der
Beschäftigten beim Land Berlin bei ei-
nem Prozent, der Anteil der Jugendlichen
mit Migrationshintergrund bei 9,1% – bei
einem Bevölkerungsanteil der Gruppe
der unter 18-jährigen mit Migrationshin-
tergrund bei etwa 40%. Um junge Mi-
grantInnen anzusprechen, wurde die
Kampagne so konzipiert, dass sie unter-
schiedliche Bereiche abdeckt: Motiva-
tion, Information, Vernetzung sowie die
Ausbildung von MultiplikatorInnen. Da-
bei wird Motivation durch die Botschaft
„Berlin braucht dich!“ generiert, die ein
positives Signal in die „Communities“
sendet und dort auch so aufgenommen
wird. Das unterstreicht auch die Mehr-
sprachigkeit des Slogans. Die Botschaft
kann als Machtumkehr verstanden wer-
den: Die Verwaltung ist auf die Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund ange-
wiesen.

Zusätzlich zu Flyern, Anzeigen und
Plakaten gibt es die Homepage www.ber-
lin-braucht-dich.de, welche über 80 Aus-
bildungsberufe im Öffentlichen Dienst
informiert. Sie gibt Tipps zur Vorberei-
tung auf das Einstellungsverfahren, führt
Musterbewerbungsunterlagen an und
fungiert auch als Anlauf- und Beratungs-
stelle. Auf Informationsveranstaltungen
an Schulen vernetzen sich Jugendliche,
LehrerInnen, Eltern und Betriebe. So
werden alle Beteiligten über die Ausbil-
dungsmöglichkeiten im Öffentlichen
Dienst informiert und können ihrerseits
wieder als MultiplikatorInnen agieren.
Zur weiteren Vernetzung gibt es einen
Steuerungskreis, dem 31 Schulen und 46
Ausbildungsbetriebe angehören.

Die Kampagne hat Erfolg
Die Kampagne ist erfolgreich: Der An-
teil Auszubildender mit Migrationshin-
tergrund kletterte von 8,7% im Jahr 2006
auf 19,5% 2009. Ehrgeiziges Ziel: bis
2013 sollen 25% der Auszubildenden in
der Berliner Verwaltung Menschen mit
Migrationshintergrund sein. Leider liegen
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keine Informationen vor, wie viele Aus-
zubildende mit und ohne Migrations-
hintergrund letztendlich in den Öffentli-
chen Dienst übernommen werden.

„Berlin braucht dich!“ ist mehr als nur
eine Informationsoffensive, sondern ein
zentrales integrationspolitisches Vorha-
ben im Übergang Schule – Berufsausbil-
dung. Erkannt wurde jedoch auch, dass
die zu Beginn erzielten Erfolge auf dem
sogenannten „Creaming-Effekt“ basier-
ten, also dass nur jene Jugendliche für
eine Ausbildung im Öffentlichen Dienst
gewonnen werden konnten, die sich be-
reits mit der Thematik befasst hatten. Das
25%-Ziel ist auf den bisherigen Wegen
allerdings nicht zu erreichen. Daher wur-
de ein Konsortium gegründet, bestehend
aus BQN-VertreterInnen3, Schule und
Bildungsbetrieben, die für die 7.-10.
Klassen Instrumente erarbeiteten, um zu-
künftig noch mehr SchülerInnen zu er-
reichen.

Es gibt auch kleine Stell-
schrauben
Solche großen Kampagnen sind vor Ort
nicht immer umzusetzen. Es kann aber
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auch an kleineren Stellschrauben gedreht
werden, zum Beispiel:
• Bei den Auswahlverfahren könnten

neue Merkmale, wie das der Mehrspra-
chigkeit oder der interkulturellen Kom-
petenz, in den Anforderungskatalog
aufgenommen werden.

• Bei den Stellenausschreibungen lohnt
es sich, Menschen mit Migrationshin-
tergrund direkt anzusprechen. Ein kur-
zer Satz „Bewerberinnen und Bewer-
ber mit Zuwanderungsgeschichte sind
ausdrücklich erwünscht“ signalisiert
Interesse.

• Schulungen im Bereich interkulturelle
Kompetenz sind für alle MitarbeiterIn-
nen zu empfehlen, um eine grundsätz-
liche Sensibilisierung zu erzielen.

Grundsätzlich gilt: Ohne den politischen
Willen und die Einsicht, dass für inter-
kulturelle Öffnung finanzielle sowie per-
sonelle Ressourcen notwendig sind, wird
es nur schwer möglich sein, Beschäftig-
te mit Migrationshintergrund für Kom-
munalverwaltungen zu gewinnen. Bege-
ben sich Kommunalverwaltungen jedoch
nicht auf diesen Weg, werden sie das

Nachsehen haben. Langfristig werden
jene Kommunen, die früh beginnen,  sich
auf eine plurale Gesellschaft einzustel-
len, nicht nur erfolgreicher bei der Be-
reitstellung ihrer Dienstleistungen, son-
dern auch erfolgreicher bei der Gewin-
nung von qualifiziertem Personal sein.

Anmerkungen
1) Kommunen erheben, wenn überhaupt, den An-
teil der Beschäftigten ohne deutsche Staatsbürger-
schaft. Zahlen über Beschäftigte mit Migrations-
hintergrund gibt es kaum.
2) Die Begriffe „Menschen mit Migrationshinter-
grund“ und „MigrantInnen“ werden synonym ver-
wendet.
3) Berufliches Qualifizierungsnetzwerk für Mi-
granten; der Verein setzt sich für die berufliche
Integration von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund ein. www.bqn-berlin.de
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